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Nein zu Wohnungsinitiative und zum Zensurartikel
Die Delegierten der SVP Schweiz fassten an ihrer Versammlung in Niederglatt (ZH) die Parolen 
für die Volksabstimmung vom 9. Februrar 2020. Sie sagten klar Nein zur Volksinitiative «Mehr 
bezahlbare Wohnungen» sowie zur Ausweitung der Antirassismusstrafnorm. Damit folgten 
sie der Empfehlung des Vorstandes der SVP Schweiz.

die ganze Stadt Bern.» Wegen der tie-
fen Zinsen werde zudem weiter massiv 
gebaut. Dieses Überangebot habe dazu 
geführt, dass Preise auf dem Mietwoh-
nungsmarkt gesunken seien: «Gemäss 
Immo-Monitoring der Beratungsfirma 
Wüest Partner werden Wohnungen heu-
te zu 5,8 Prozent tieferen Mieten ange-
boten als 2015», so Knecht weiter.

Wie Hansjärg Knecht weiter aus-
führte, betreiben die grossen Städte eine 
eigenständige lokale Wohnungspolitik. 
In Zürich etwa seien 25 Prozent der 
Wohnungen im Eigentum von gemein-
nützigen Wohnbauträgern. «Die For-
derung der Initiative nach 10 Prozent 
ist hier also längst erfüllt.» Schädlich 
sei die Initiative, weil sie Kantone und 
Gemeinden dazu treibe, massiv in den 
Erwerb von Grundstücken zu investie-
ren – notabene ohne auf den tatsächli-
chen Bedarf Rücksicht zu nehmen. Dies 
führe zu einer künstlichen Verknappung 
und damit zu einer Verteuerung der 
Wohnungen.

Am 2. November trafen sich insge-
samt 500 SVP-Delegierte und Gäste in 
Niederglatt (ZH) zur Parteiversamm-
lung.Dabei fassten sie auch Parolen für 
den Urnengang vom 9. Februar 2020. 
In der kontradiktorischen Auseinander-
setzung mit den Abstimmungsvorlagen 
konnten die SVP-Nationalräte Vere-
na Herzog (TG) und Hansjörg Knecht 
(AG) die Delegierten der SVP Schweiz 
davon überzeugen, beide Vorlagen ab-
zulehnen.

«Forderung der Initiative ist 
längst erfüllt»

Laut Hansjörg Knecht ist die Ini-
tiative des Mieterinnen- und Mieterver-
bandes «Mehr bezahlbare Wohnungen» 
unnötig und schädlich. Aktuell sei das 
Angebot an Wohnungen grösser als die 
Nachfrage. Der Leerwohnungsbestand 
sei so hoch wie seit 20 Jahren nicht mehr. 
«Würde man alle 75’000 leerstehenden 
Wohnungen an einem Ort konzentrie-
ren, dann wäre dieser Ort so gross wie 

«In Wahrheit geht es um 
Zensur»

Verena Herzog warb ihrerseits er-
folgreich für ein Nein zur Ausweitung 
der Antirassismusstrafnorm. Dies zu-
mal die Bundesverfassung den Schutz 
vor jeglicher Diskriminierung bereits 
heute garantiert. Zusätzliche Gesetze 
seien schlicht unnötig und eine Aus-
weitung der Antirassismusstrafnorm 
sei gar schädlich: «Jede und jeder, der 
sich künftig öffentlich gesellschafts-
politisch kritisch zu sexuellen Orientie-
rungen äussert, müsste mit einer Klage 
rechnen», warnte Herzog. Diese Ge-
setzeserweiterung würde zu einer Kri-
minalisierung von Meinungen führen 
und könnte dazu verwendet werden, 
unliebsame politische Gegner mund-
tot zu machen. «Wo uns Diskriminie-
rungsschutz verkauft wird, geht es in 
Wahrheit um ein Zensurgesetz, das 
die Meinungsfreiheit sowie die Ge-
wissens- und Gewerbefreiheit bedroht 
und keine Probleme löst.»

Die Delegierten der SVP Schweiz haben an ihrer Versammlung vom 2. 
November mit 334 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen Nein gesagt zur 
Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen». Die Ausweitung der 
Antirassismusstrafnorm lehnten die Delegierten einstimmig ab.

Dank der Top-Organisation von Stefan Schmid und seinem Team war die Delegiertenversammlung in Niederglatt ein Erfolg. 
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Jubiläumsjass 
 

20. Nationaler SVP-Jasscup 
mit National- und Ständeräten der SVP 

 
 

Samstag, 22. Februar 2020 
09:45 – 16:00 Uhr, Türöffnung 9:00 Uhr 

 

in der Mehrzweckhalle Stumpenmatt – Muotathal SZ 
 

 
Modus 
Schieber mit zugelostem Partner. 
4 Passen à 12 Spiele, gewertet 48 Spiele. 
 
Kartenart  
Französische und Deutschschweizer Karten.  
 
Preise 
Es gibt viele attraktive Preise. Jeder Teilnehmer 
erhält ein kleines Präsent. Wanderpreis für die 
Siegerin oder den Sieger. 
 
Schätzwettbewerb:  
1. Preis Fr. 300.-  
2. Preis Fr. 200.-  
3. Preis Fr. 100.- 
 
Teilnahmegebühr 
• Jassgebühr: Fr. 30.-  

ist an der Eingangskasse zu bezahlen 
• Mittagessen: Fr. 25.-  
 Essensbons sind an der Eingangskasse erhältlich 

Teilnehmer 
Zu diesem gemütlichen Anlass sind alle SVP-
Politiker, SVP-Mitglieder, SVP-Sympathisanten 
sowie alle Jassfreunde herzlich eingeladen. 
 
Anmeldung 
Aus organisatorischen Gründen bitten wir Sie, 
sich mit dem untenstehenden Talon per E-Mail, 
Post oder Fax bis spätestens am 14. Februar 2020 
anzumelden (Platzbeschränkung). Nach Ihrer 
Anmeldung erhalten Sie eine schriftliche 
Teilnahmebestätigung inkl. Details und 
Wegbeschrieb.  
 
Organisation 
SVP Muotathal unter der Leitung von OK-
Präsident Peter Föhn und Felix Müri. Turnierleiter: 
Fabian Cadonau. 
 
 

 

 
 . . . . . . .    . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   

 

A nme l de ta lo n  
 

Ich melde mich für den 20. nationalen SVP-Jasscup vom Samstag, 22. Februar 2020 an: 
 
  Französische Karten    Deutschschweizer Karten    Egal 

 
Name:   _________________________________  Vorname:  ____________________________________    
 
Adresse:  _________________________________  PLZ / Ort:  ____________________________________  
 
Telefon:  _________________________________  E-Mail:  ____________________________________   
 

 
Anmeldung bis spätestens 14. Februar 2020 an: 

SVP Schweiz, Generalsekretariat, Postfach, 3001 Bern 
Tel. 031 300 58 58 – Fax 031 300 58 59 – Mail: anmeldung@svp.ch 
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Endlich: Baselland steigt aus dem gescheiterten 
Passepartout-Fremdsprachenprojekt aus!

Das Lehrmittel muss in der vom Kan-
ton geprüften Lehrmittelliste enthalten 
sein. Bereits das Kantonsparlament 
hat diese sinnvolle und eigentlich über-
fällige Gesetzesanpassung mit 81 zu 
0 Stimmen bei 0 Enthaltungen ange-
nommen. Mit dieser Lehrmittelfreiheit 
wird die pädagogische Verantwortung 
der Lehrpersonen gestärkt. 

Kursänderung beim 
Fremdsprachenunterricht

Der vom Baselbiet nun vollzogene 
Ausstieg aus dem Passepartout-Fremd-
sprachenprojekt ist nichts anderes als 
die logische Konsequenz der von Fach-
experten vorgenommenen Analysen. 
So hat das Institut für Mehrsprachig-
keit (IfM) der Universität Fribourg 
die Lernerfolge von über viertausend 
Schülerinnen und Schülern aus den 
sechs Passepartout-Kantonen (BE, 
BL, BS, FR, SO und VS) untersucht 
und kam dabei zu folgendem ernüch-
ternden Befund: «Mit dem Lehrmittel 
«Mille feuilles» erreicht eine Mehrheit 
der Schülerinnen und Schüler die Lern-
ziele nicht.» Und die Experten-Analy-
se setzt noch einen drauf: Mit «Mille 

Es klang zu gut um wahr zu sein: 
Kinder sollten Fremdsprachen nicht 
mehr mittels Pauken von Gramma-
tik und Vokabeln lernen, sondern in 
einem «Sprachbad». Im Rahmen des 
sogenannten Passepartout-Projekts, 
an dem sich die Kantone Basel, Ba-
sel-Landschaft, Bern, Solothurn, Frei-
burg und Wallis beteiligten, wurden 
dafür teure Lehrmittel entwickelt. Die-
se sind allerdings ein Riesenflop. Wie 
eine Studie der Universität Freiburg 
zeigt, kann sich eine Mehrheit der 
Schülerinnen und Schüler auch nach 
sieben Jahren Französischunterricht 
nicht in Französisch verständigen. 

Kein Wunder riss die Kritik am 
Passepartout-Projekt nicht ab. Im 
Kanton Baselland hat die Stimmbevöl-
kerung am 24. November das «Sprach-
bad» beendet. Auslöser für die Abstim-
mung zum Fremdsprachen-Projekt war 
die Initiative «Stopp dem Verheizen 
von Schüler/-innen: Ausstieg aus dem 
gescheiterten Passepartout-Fremd-
sprachenprojekt» aus dem Jahr 2016. 
Gestützt auf dieses Volksbegehren hat 
der Regierungsrat dem Kantonsparla-
ment eine entsprechende Änderung 
des Bildungsgesetzes vorgeschlagen. 
Danach sollen Lesen, Schreiben, Hö-
ren und Sprechen gleichermassen ge-
fördert werden. Ausserdem wird im 
Bildungsgesetz der schrittweise Auf-
bau von Grammatik, Wortschatz und 
Orthografie festgeschrieben. 

Mit der erfolgten Gesetzesrevision 
gilt neu für alle Fächer «die geleitete 
Lehrmittelfreiheit». Damit können die 
Lehrpersonen selber ein zu ihrem Un-
terricht passendes Lehrmittel auswäh-
len und einsetzen. Einzige Bedingung: 

feuilles» kann der Lehrplan gar nicht 
erfüllt werden.  

Schluss mit ideologischen 
Bildungsexperimenten

Beim Passepartout-Projekt handelt 
es sich um ein gescheitertes Fremd-
sprachen-Experiment. Ohne Erfah-
rungswerte und ohne Not wurden 
damit die bewährte Fremdsprachen-
vermittlung und das pädagogische 
Grundprinzip, «Schulkinder vom Ein-
fachen zum Schwierigen zu führen», 
aufgegeben. Das Baselbiet hat nun 
rechtzeitig die Notbremse gezogen 
und einem untauglichen ideologischen 
Bildungsexperiment eine wuchtige 
Absage erteilt. Es ist zu hoffen, dass 
die anderen Kantone nachziehen – un-
seren Kindern zuliebe.

Von Nationalrätin 
Sandra Sollberger
 
Liestal (BL)

Mit dem Lehrmittel «Mille feuilles» erreicht die Mehrheit der Schülerinnen
und Schüler die Lernziele nicht.

Mit einem wuchtigen Mehr von rund 85 Prozent hat das Baselbieter Stimmvolk kürzlich den 
Ausstieg aus dem gescheiterten Passepartout-Fremdsprachenprojekt beschlossen. Dieses 
überdeutliche Ergebnis lässt keinen Interpretationsspielraum zu und erteilt dem untaugli-
chen Passepartout-Lehrmittel eine klare Absage. 
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Unterstützen Sie das Referendum gegen den 
teuren Papi-Urlaub!
Die links-grünen Politiker im Bundesparlament haben einen zweiwöchigen Vaterschaftsur-
laub beschlossen. Die Folgen wären: Weniger Lohn für alle Arbeitnehmenden, mehr Bürokra-
tie für Arbeitgeber und eine Mehrbelastung der jungen Generationen. Die SVP unterstützt das 
Referendum gegen den teuren Vaterschaftsurlaub – helfen auch Sie mit und unterzeichnen Sie 
das Referendum! 

ten Kosten. Also 400 Millionen bis 1,1 
Milliarden Franken pro Jahr.

Einige Unternehmungen, insbe-
sondere Grosskonzerne, die sich das 
leisten können, haben den bezahlten 
Vaterschaftsurlaub freiwillig einge-
führt. Diese Kosten dürfen jetzt nicht 
durch die Hintertüre auf die Allge-
meinheit abgeschoben werden. Viel-
mehr soll die heutige Regelung auch 
in Zukunft gelten: Wenn es um einen 
Vaterschaftsurlaub geht, dann treffen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber indivi-
duelle Vereinbarungen.

Kein neues Sozialwerk
Die jetzt aber immer breiter wer-

dende Palette von Wünschen und 
Forderungen an den Staat, bei gleich-
zeitiger Minimierung der Eigenver-
antwortung, ist äusserst bedenklich. 
Es darf keine weiteren Eingriffe in den 

Gegen den Beschluss des Parla-
ments, einen teuren zweiwöchigen Va-
terschaftsurlaub einzuführen, hat ein 
überparteiliches Komitee das Referen-
dum ergriffen. Im Komitee vertreten 
sind Unternehmer, Gewerbevertreter 
und Parlamentarier. Sie wehren sich 
gegen immer mehr staatliche Abga-
ben, gegen diese durch Lohnabzüge 
von allen finanzierten «Gratis-Ferien» 
für wenige nur weil sie Vater werden. 
Weil der Vaterschaftsurlaub über die 
Erwerbsersatzordnung (EO) finanziert 
werden soll, müssten ab 2022 Arbeit-
geber und Arbeitnehmer zusätzliche 
Lohnbeiträge leisten. Die Folgen sind 
klar. Weniger Lohn und Mehraufwand 
für alle Arbeitnehmenden. Aber auch 
mehr Bürokratie, mehr organisatori-
scher betriebsinterner Aufwand und 
zusätzliche finanzielle Belastung für 
die Arbeitgeber. Was im schlimmsten 
Fall Arbeitsplätze gefährdet, da damit 
die Herstellungs- und Produktionskos-
ten gegenüber dem Ausland verteuert 
werden.

Horrende Kosten
Die direkten Kosten des zweiwö-

chigen Vaterschaftsurlaubs belaufen 
sich auf geschätzte 250 Millionen 
Franken pro Jahr. Die indirekten Fol-
gekosten (organisatorischer Aufwand, 
Suche von Stellvertretungen, Kosten 
infolge Überstunden anderer Mit-
arbeiter mit Aufschlägen, Opportuni-
tätskosten durch Abwesenheiten, d.h. 
entgange Aufträge, Produktivitätsver-
lust etc.), die für alle Unternehmen 
entstehen, betragen gemäss KMU-Fo-
rum das zwei- bis vierfache der direk-

liberalen Arbeitsmarkt geben. Seien 
wir also vernünftig und eröffnen in 
Anbetracht der aktuellen Situation kein 
zusätzliches Sozialwerk-Fass ohne Bo-
den. Konzentrieren wir uns nun auf die 
Sanierung der bestehenden maroden 
Sozialwerke. Bauen und höhlen wir 
den Sozialstaat nicht weiter aus. Un-
terstützen Sie deshalb das Referendum 
gegen den teuren Vaterschaftsurlaub 
und die ausufernden Sozialkosten. 
Unterschreiben Sie das Referendum 
bitte noch heute! 

Von Nationalrätin 
Diana Gutjahr
 
Amriswil (TG)

Nein zum Vaterschaftsurlaub, damit nicht alle für einige wenige bezahlen müssen!
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Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer 
8450 Andelfingen/ ZH, Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

Wer einen Feldzug beginnen will, muss genau wissen, worauf 
er sich einlässt: Was ist mein Ziel? Was sind meine Stärken und 
Schwächen? Was macht mein  Gegner? Was kann an «Unvorherseh-
barem» passieren? Nur wer seine Hausaufgaben gemacht hat, wird 
 erfolgreiche Kampagnen führen können! Wir helfen Ihnen dabei...

Kampagne
<lat.> campus (Feld, Feldzug)

AG für Werbung und Public Relations
Wir wollen Ihren Erfolg



Überparteiliches Referendumskomitee «gegen immer mehr 
staatliche Abgaben»: 

Co-Präsidium: Susanne Brunner, Präsidentin Gewerbeverein Seefeld, Gemeinderätin, 
SVP / ZH; Patrick Eugster, Vizepräsident Jungfreisinnige ZH / ZH; Diana Gutjahr,  
Vizepräsidentin Gewerbeverband TG, Nationalrätin, SVP / TG; Arthur Loepfe, alt Nationalrat, 
CVP / AI; Paul Mayer, Unternehmer, Kantonsrat, SVP / ZH; Bruno Pezzatti, Vorstand Schweizer 
Obstverband, alt Nationalrat, FDP / ZG; Nicolas A. Rimoldi, Jungfreisinnige / LU

Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger verlangen, gestützt auf Art. 141 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 und nach dem Bundes-
gesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 59a-66, dass die Änderung vom 27. September 2019 des Bundesgesetzes über den Erwerbsersatz für Dienst-
leistende und bei Mutterschaft (Erwerbsersatzgesetz, EOG) der Volksabstimmung unterbreitet werde.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. Bürgerinnen und 
Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen.

 Nr.    Name, Vorname  Geburtsdatum  Wohnadresse  Eigenhändige Unterschrift     Kontrolle
  (Eigenhändig und möglichst in Blockschrift)  Tag, Monat, Jahr  Strasse, Hausnummer   Leer lassen

 1

 2

 3

 4

Kanton:                                                                              Postleitzahl:                             Politische Gemeinde:

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende … (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner in eidgenössischen Angelegenheiten 
stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Senden Sie diese Liste teilweise oder vollständig ausgefüllt möglichst rasch, jedoch nicht später als bis zum 15. Januar 2020, an:
Überparteiliches Komitee gegen immer mehr staatliche Abgaben, Postfach 54, 8416 Flaach

Ablauf der Referendumsfrist: 23.01.2020.                                                                                                            Im Bundesblatt veröffentlicht am 4. April 2013

Amtliche Eigenschaft:

Eigenhändige Unterschrift:         

Amtsstempel

Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson  

(eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft)

Ort:         

Datum:

Referendum gegen das Bundesgesetz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft im Bundesblatt, veröffentlicht am 15.10.2019

Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise 
nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

NEIN zum teuren 

Vaterschaftsurlaub

Immer mehr
Lohnabzüge 

von allen

Gratis-Ferien 
für wenige?

für

1. NEIN zu immer mehr Lohnabgaben! 
Uns allen bleibt immer weniger vom Lohn, weil immer mehr vom hart 
erarbeiteten Geld für Abgaben und Sozialversicherungen abgezogen 
wird. Und nun sollen Angestellte und Arbeitgeber nochmals jährlich 
rund 250 Millionen Franken abgeben. 

2. NEIN, damit nicht alle für einige wenige zahlen müssen!
Mit der neuen Sozialversicherung müssen wir alle mit Lohnprozenten 
dafür zahlen, damit einigen wenigen zwei Wochen Ferien bezahlt 
werden, wenn sie Vater werden.

JETZT unterschreiben  

und zurückschicken bis  

spätestens 15. Januar 2020!

Überparteiliches Komitee gegen 
immer mehr staatliche Abgaben 
Postfach 54
8416 Flaach

3. NEIN zur weiteren Belastung unserer verschuldeten 
Sozialwerke! 
Unsere Sozialwerke wie AHV und IV sind langfristig nicht finanziert. 
Teure Krankenkassenprämien belasten die Bevölkerung. Die 
Pflegefinanzierung ist nicht gesichert. Und nun sollen wir noch eine 
weitere Sozialversicherung für Männer zahlen, die Vater werden?

4. NEIN zu weiteren Belastungen für KMU und Gewerbe!
Unsere KMU- und Gewerbebetriebe leiden bereits heute unter  
hohen Kosten. Und nun sollen sie auch noch 2 Ferienwochen  
für Väter bezahlen. Das zerstört die Konkurrenzfähigkeit. 

5. NEIN, damit Grosskonzerne ihre Kosten nicht auf die 
Kleinen abwälzen!
Viele Grosskonzerne haben den bezahlten Vaterschaftsurlaub 
freiwillig eingeführt, weil sie sich das mit ihren Milliardengewinnen 
leisten können. Nun wollen sie die Kosten für ihre Luxusleistungen 
auf uns alle abschieben! Mehr Infos auf: lohnabzuege-nein.ch


